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Zusammenfassung 


Der Ausschuß für die Hochschulstatistik stellt in sei- 
nem 2. Bericht an die gesetzgebenden Körperschaf- 
ten nach § 21 Abs. 2 des Gesetzes über eine Bundes- 
statistik für das Hochschulwesen fest, daß die 
Realisierung des Hochschulstatistikgesetzes beträcht- 
lich hinter dem vom Ausschuß 1973 in seinem ersten 
Bericht vorgelegten — mehrfach revidierten — Stu- 
fenplan zurückhängt Die Studentenstatistik, eines 
der Fundamente aller Maßnahmen im Hochschul- 
bereich, ist zeitlich weiter in Verzug. Für das Win- 
tersemester 1972/73 liegt bis heute ein endgültiges 
Bundesergebnis dieser Statistik nicht vor; sie bedarf 
dringend der Aktualisierung. 


I. Ausgangssituation 


Nach § 21 des Hochschulstatistikgesetzes (HStatG) 
wurde beim Statistischen Bundesamt ein Ausschuß 
für die Hochschulstatistik gebildet, der das Statisti- 
sche Bundesamt bei der Erfüllung seiner ihm nach 
diesem Gesetz obliegenden Aufgaben, insbesondere 
bei der Erstellung des Erhebungs- und Aufberei- 
tungsprogramms und dessen jährlicher Anpassung 
an die Bedürfnisse der Hochschulplanung berät. 

Der Ausschuß legt hiermit den Bericht über seine 
2. Arbeitsperiode vom Dezember 1973 bis Novem- 
ber 1975 vor. Der erste Bericht stellte die Bemühun- 
gen dar, die Realisierung des Hochschulstatistik- 
gesetzes in Zusammenarbeit von Bund und Ländern 
und Hochschulen sowie den sonstigen am Ausschuß 
beteiligten Institutionen organisatorisch und metho- 
disch in die Wege zu leiten. Der kritische Hinweis 
des ersten Berichtes auf die Schwierigkeiten, insbe- 
sondere auch im finanziellen Bereich, das Gesetz zu 
realisieren, wurde vom Bundesrat mit der Empfeh- 
lung an Bund und Länder aufgenommen, dafür Sorge 
zu tragen, daß die finanziellen und personellen Vor- 
aussetzungen zur Verwirklichung des Gesetzes — 
soweit noch nicht geschehen — mit Nachdruck ge- 
schaffen werden (vgl. Beschluß des Bundesrates, 
Drucksache 235/74 vom 10. Mai 1974). 

In der 2. Arbeitsperiode wurde deutlich, daß die Ar- 
beiten am Ausbau der Hochschulstatistik zunehmend 
beeinflußt werden durch die immer größer werdende 
Diskrepanz zwischen ständig steigenden Anforde- 
rungen an die amtliche Statistik und den verfügba- 
ren Mitteln. Symptomatisch dafür sind die Bemü- 
hungen der Bundesregierung, des Bundesrechnungs- 
hofes und die Initiative des Bundesrates, die alle 
eine Straffung des statistischen Programms und die 


Der Ausschuß schlägt deshalb (vgl. Seiten 12 ff.) ge- 
zielt Maßnahmen zur Beschleunigung und Verein- 
fachung der bundeseinheitlichen Hochschulstatistik 
vor und hält die Straffung des Erhebungsprogramms 
des Hochschulstatistikgesetzes durch Anwendung 
des § 16 HStatG bzw. Änderung des Hochschulstati- 
stikgesetzes für erforderlich. Hierbei hält es der 
Ausschuß für notwendig, daß diese Vorschläge im 
Rahmen der Straffung des Aufgabenprogramms der 
Bundesstatistik mit der Maßgabe berücksichtigt wer- 
den, daß in der Folge der Hochschulstatistik die not- 
wendige Priorität eingeräumt wird. 


Reduktion auf das unabdingbar Notwendige anstre- 
ben. 

Angesichts dieser Situation waren auch in der zwei- 
ten Berichtsperiode die Möglichkeiten des Hoch- 
schulstatistikausschusses, isoliert für die Hochschul- 
statistik in einigen Engpaßsituationen Abhilfe zu 
schaffen, sehr begrenzt. Dabei ist es ein Problem, 
daß er sich darauf beschränken muß, Vorschläge zur 
Konkretisierung des Arbeitsprogramms zu machen, 
daß er aber die bestehende Situation, die sich be- 
sonders prekär in den Verzögerungen in der Hoch- 
schulstatistik zeigt, nicht grundlegend ändern kann. 

Im Ausschuß setzte sich deshalb die Erkenntnis 
durch, daß aus finanziellen Gründen und wegen des 
zu erbringenden Arbeitsaufwandes zunächst nicht 
alle im Hochschulstatistikgesetz vorgesehenen Sta- 
tistiken erstellt werden können. Der Ausschuß sah 
deshalb seine zentrale Aufgabe in der vergangenen 
Berichtsperiode darin, in enger Abstimmung mit der 
amtlichen Statistik Möglichkeiten zu suchen, mit den 
vorhandenen Mitteln die unabdingbar erforderlichen 
Daten aus dem Hochschulbereich in einer zeitlich an- 
gemessenen Frist verfügbar zu machen. 

Dies erschien um so dringlicher, als sich im Berichts- 
zeitraum eindeutig herausstellte, daß nicht nur der 
im ersten Bericht dargelegte Stufenplan nicht einge- 
halten werden kann, sondern darüber hinaus die 
Studentenstatistik (obwohl eines der Fundamente 
aller Maßnahmen im Hochschulbereich) zeitlich wei- 
ter in Verzug ist und heute selbst für das zweite 
Semester nach Inkrafttreten des hochschulstatisti- 
schen Gesetzes (Wintersemester 1972/73) ein end- 
gültiges Bundesergebnis noch nicht vorliegt. 
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II. Tätigkeit des Ausschusses im Berichtszeitraum 


Das bisher praktizierte Organisationskonzept von 
speziellen Arbeitsgruppen und ständigen Unteraus- 
schüssen zur Beratung und Unterstützung des Aus- 
schusses hat sich als für die Geschäftsführung un- 
zweckmäßig erwiesen. Die Abgrenzung der Unter- 
ausschüsse nach bestimmten Sachgebieten war nicht 
immer problemgerecht und zu aufwendig. Mit dem 
Ende der 2. Berichtsperiode ab Anfang 1976 werden 
die bisherigen Unterausschüsse aufgelöst. Nur die 
Programm-Arbeitsgruppe bleibt bestehen. Der Aus- 
schuß oder die Programm- Arbeitsgruppe kann zur 
Behandlung konkreter Einzelfragen Ad-hoc-Arbeits- 
gruppen einsetzen, die nach Bedarf mit wechselnder 
Besetzung zusammentreten. 


1 Ergebnisse der Arbeit des Ausschusses 

Der Ausschuß hat in seiner 2. Berichtsperiode von 
Dezember 1973 bis November 1975 sechs Sitzungen 
abgehalten (7. bis 12. Sitzung). 

1.1 Zeitliche Realisierung des 

Hochschulstatistikgesetzes (Stufenplan) 

Der Ausschuß hatte 1973 einen revidierten Stufen- 
plan vorgelegt. Dieser Plan mußte in der vergange- 
nen Berichtsperiode erneut der tatsächlichen Ent- 
wicklung angepaßt werden, da die in der revidier- 
ten Fassung vom 15. Dezember 1972 vorgesehenen 
Termine nicht zu halten waren. Daher wird der 
Stufenplan des 1. Berichtes fortgeschrieben und wer- 
den in einem 3. Stufenplan neue Zieltermine ange- 
ben: 


HStatG 


Erhebungseinheiten 


2. Stufenplan 
(15. Dezember 1972) 


3. Stufenplan 1975 


Stand der Datenlieferung 


§ 3 Studentenwohn- 

Nr. 13 heimplätze 


§4 


Studenten 


1973: Fortführung der 
Erhebung des DSW 
von 1972 durch die 
amtliche Statistik 

1974: Erfassung der 
Studentenwohnheime 
im Rahmen der Bau- 
bestandserhebung 

Z. Z. noch Erfassung 
der Wohnheimplätze 
durch das DSW 

Wohnheimliste 1975 
des DSW liegt vor 

Ab Sommersemester 
1972 laufend 

unverändert 

Bestandsstatistik: 

Tabellenprogramm 
wird 1975/76 überprüft 
Die Aufbereitung des 
ab SS 1972 erhobenen 
Materials hat sich in 
einigen Ländern verzö- 
gert; ein endgültiges 
vollständiges Bundes- 
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HStatG 

Erhebungseinheiten 

2. Stufenplan 
(15. Dezember 1972) 

3. Stufenplan 1975 

Stand der Datenlieferung 





ergebnis liegt bisher 
noch nicht vor 
Verlaufsstatistik: 
Bundesauswertung 
voraussichtlich ab 1976 

§6 

Doktoranden 


Besondere Erhebung 
zurückgestellt: Erfas- 
sung weitgehend durch 
Erhebungen nach §§ 4, 

7 und 13 sichergestellt 


§§7,8 

Personal 

Herbst 1973 (Zwischen- 
lösung: 

Kollektiverhebung in 
Verbindung mit der 
Erhebung des wissen- 
schaftlichen und künst- 
lerischen Personals) 

Test der Individualer- 
hebung lt. Vorschlag 
des Ausschusses für die 
Hochschulstatistik 

Mitte 1974 

Individualerhebung des 
wissenschaftlichen und 
künstlerischen Perso- 
nals, listenmäßige Er- 
fassung des technischen 
Verwaltungs- und son- 
stigen Personals: 
Probeerhebung Herbst 
1976 

übergangsweise Fort- 
führung der jährlichen 
Kollektiverhebung des 
Hochschulpersonals 

Daten verfügbar für 

1973 (Kollektiv- 
erhebung) 

§§ 10,11 

Schüler der Sekun- 
darstufe II, wehr- 
und zivildienst- 
leistende Studien- 
berechtigte 

Laufende jährliche 
Erhebung seit 1972 

unverändert 

Daten liegen vor für 

1976 (ohne Wehrdienst- 
leistende) 

Neues Konzept ab 1976 

§ 12 

Nr. 1 

Studienbewerber 

— 

Für N. C. -Fächer ab 
1976/77 

Übernahme von Daten 
der ZVS vorgesehen 

Nr. 2 

Beurlaubte 

Exmatrikulierte 

i 


Laufend erhoben ab 
1972, Auswertung vor- 
aussichtlich ab 1976 

Daten fallen aus der 
Studentenstatistik an. 
Auswertung mit Be- 
ginn der Verlaufssta- 
tistik vorgesehen 

Nr. 3 

Zulassungsquoten 
(Zahl der Aufzu- 
nehmenden) 


wie oben, § 12 Nr. 1 



Zulassungsbeschrän- 

kungen 

zurückgestellt 

unverändert 

Information erfolgt 
z. Z. über BLK, WRK 
und ZVS 

Nr. 4 

Angebotene Stu- 
dienabschlüsse 


Einmalig im WS 

1972/73 erhoben 

Zur Vorbereitung der 
Erhebungen nach § 12, 
Nr. 6 und § 13 (Prü- 
fungen) 


Nr. 5 

Grundstücke, 
Gebäude, Räume 

Räume: 1973 

Gebäude: 1974 
Grundstücke: 1975 

Fortführung der Erhe- 
bung des Raumbestan- 
des 

Gebäude und Grund- 
stücke: vorläufig 
zurückgestellt 

Daten für 1974 aus 
einigen Ländern ver- 
fügbar 
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HStatG 

Erhebungseinheiten 

2. Stufenplan 
(15. Dezember 1972) 

3. Stufenplan 1975 

Stand der Datenlieferung 

Nr. 6 

Nr. 7 

Nr. 8 

Prüfungen an 
Hochschulen 

Vorbereitung der indi- 
viduellen Prüfungs- 
statistik 

Zunächst noch (ab WS 
1972/73) Kollektiverhe- 
bung bei den Prüfungs- 
ämtern; vgl. auch § 13 
Individualerhebung 

Kollektiverhebung 
wird fortgesetzt 

Promotionen 

Kosten und 

Finanzen 

Modifizierte Erhebung 
im Rahmen der 
Finanzstatistik 

Selbständige, mit den 
Ergebnissen der 
Finanzstatistik abge- 
stimmte Erhebung der 
Ausgaben und Ein- 
nahmen 

Daten für das Haus- 
haltsjahr 1973 für 
ca. 70 °/o der Wiss. 
Hochschulen und der 
sonstigen Hochschulen 
(insbesondere Fach- 
hochschulen) 

§ 13 

Prüfungskandidaten 
Prüfungen kirchliche 
und staatliche 
Prüfungsämter 

1973 Befragung der 
Prüfungsämter vgl. § 12 
Nr. 6 und 7) 

Ab 1975 Individual- 
statistik der Prüfungs- 
kandidaten 


übrige Statistiken: Zur Zeit noch kein Zeitplan für die Realisierung 

und zwar 

§ 5 Teilnehmer an Weiterbildungskursen 
§ 6 Doktoranden (soweit nicht nach §§ 4, 7 und 13 erfaßt) 

§ 9 Fernstudienlehrgänge und Weiterbildungskurse 

§ 12 Nr. 1 Gasthörer 

Nr. 7 Habilitationen 

§ 14 Studentenwerke 


1.2 Empfehlungen des Ausschusses im 
Berichtszeitraum 1973 bis 1975 

1.2.1 Schüler der Sekundarstufe II, wehr- und zivildrenst- 
leistende Studienberechtigte (§§ 10 und 11) 

Die Zweckmäßigkeit einer Statistik der Schüler der 
Sekundarstufe II und der wehr- und zivildienstlei- 
stenden Studienberechtigten wurde im Ausschuß 
wiederholt kritisch diskutiert. Er gelangte mehrheit- 
lich zu der Auffassung, die Fortführung der Abitu- 
rientenbefragung in Form einer nachfrageorientier- 
ten Erhebung der Studien- und Berufswünsche zu 
empfehlen. Er empfiehlt weiterhin, diese Statistik 
ausschließlich auf die Abschlußklassen der Sekun- 
darstufe II unter Einbeziehung der Fachoberschul- 
Absolventen zu begrenzen. Der Ausschuß war der 
Auffassung, die Abiturientenbefragung könne ins- 
besondere für die Studienberatung bedeutsame Aus- 
sagen über die Absichten der Hochschulberechtigten 
zum Studium ergeben (10. Sitzung, 14. Februar 1975). 
Hierbei ist auch zu bedenken, daß die Studentensta- 
tistik infolge der Auswirkungen der Zulassungsbe- 
schränkungen zunehmend keine zuverlässigen Aus- 
sagen mehr über die eigentlichen Studienabsichten 
der Studenten machen kann. 


1.2.2 Studenten (§ 4) 

Ein endgültiges Bundesergebnis der Studentenstatis- 
tik nach dem Hochschulstatistikgesetz liegt z. Z. 
noch nicht vor, bisher ist lediglich ein vorläufiges 
Bundesergebnis Sommersemester 1972 veröffent- 
licht. Wie die nachfolgende Übersicht zeigt, sind feh- 
lende Angaben aus einigen Ländern die Ursache 
für den großen zeitlichen Verzug bei der Aufberei- 
tung und Veröffentlichung der Studentenstatistik. 
Die Gründe hierfür sind nach Ländern außerordent- 
lich differenziert (vgl. Anlage 1). Vor allem sind 
es Probleme bei der Datenverarbeitung in Hoch- 
schulen und Ländern und die personelle Situation 
in einzelnen Statistischen Landesämtern und Hoch- 
schulen sowie zum Teil die Prioritätensetzung im 
Bereich der Datenverarbeitung. 

Der Ausschuß hat zu dieser Situation am 14. Februar 
1975 festgestellt, daß der gegenwärtige Stand der 
Studentenstatistik auf Bundesebene völlig unbefrie- 
digend ist. Er ersuchte das Statistische Bundesamt, 
die Gründe für diese mißliche Situation ausführlich 
darzustellen und Vorstellungen zur Beschleunigung 
des Lieferverfahrens zu entwickeln. 

Auf der Grundlage des vom Statistischen Bundes- 
amt vorgelegten Berichtes (vergl. Anlage 1) hat der 
Ausschuß als Übergangsregelung folgendes Pro- 
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Studentenstatistik 

Stand der Datenlieferung (Magnetbänder) an das Statistische Bundesamt 

bis 30. November 1975 


Land 

Sommersemester/Wintersemester 

SS 

1972 

WS 

1972/73 

SS 

1973 

WS 

1973/74 

SS 

1974 

WS 

1974/75 

SS 

1975 

Schleswig-Holstein . 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

Hamburg 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 


Niedersachsen 

xxx 

X 

X 


X 



Bremen *) 

xxx 

XXX 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 


Nordrhein-Westfalen J 

xxx 

XXX 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

Hessen 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 




Rheinland-Pfalz 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

Baden-Württemberg 

xxx 

xxx 

xxx 

• 

• 

xxx 

• 

Bayern 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

Saarland 

xxx 

xxx 

• 



X 

X 

Berlin (West) 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

xxx 

• 

• 


xxx = bereinigtes Material 
x = unbereinigtes Material 
1 ) = nur Universität 


gramm zur Aktualisierung der Studentenstatistik 
empfohlen: 

Eckdaten der Studentenstatistik müssen jeweils spä- 
testens zum Ende eines laufenden Semesters vorlie- 
gen, damit sie als aktuelle Planungsdaten dienen 
können. Wegen der zunehmenden Dringlichkeit 
einer aktuellen Studentenstatistik hält es der Aus- 
schuß für erforderlich, daß der Gewinnung von Eck- 
daten bei allen beteiligten Institutionen, wie Hoch- 
schulen, Statistischen Landesämtern und Statisti- 
schem Bundesamt, aber auch bei den Kultusministe- 
rien absolute Priorität eingeräumt wird. Hierfür sind 
unter Umständen besondere Anordnungen oder Er- 
lasse erforderlich. Der Ausschuß stellt fest, daß Kul- 
tusministerien, die ständige Konferenz der Kultus- 
minister der Länder, der Wissenschaftsrat und an- 
dere Institutionen über aktuelle, meist ausreichend 
genaue, zum Teil aber auch geschätzte Studenten- 
daten aus Vorab-Meldungen der Hochschulen ver- 
fügen und auch — in unterschiedlicher Form — ver- 
öffentlichen. Das Ziel, die erforderlichen Daten zum 
gewünschten Zeitpunkt durch die amtliche Statistik 
selbst zu erhalten, wird jedoch dabei nicht aufgege- 
ben werden. 

Für die angestrebten „Schnellmeldungen" von Eck- 
daten der Studentenstatistik wird die Erhebung fol- 
gender Daten vorgeschlagen: 


Deutsche und ausländische Studenten und Studien- 
anfänger nach 

— Hochschulen, 

— Hochschulart und 

— Fächergruppen/Studienbereichen. 

Die angestrebte Beschleunigung der Datenbereit- 
stellung durch Schnellmeldungen erscheint ab Win- 
tersemester 1975/76 möglich, da in fast allen Ländern 
schon zwei bis drei Monate nach Semesterbeginn 
vorläufige Zahlen für Studenten und Studienanfän- 
ger nach Hochschularten in der Gliederung Deutsche/ 
Ausländer vorliegen, die dann nur noch der bun- 
deseinheitlichen Zusammenführung bedürfen. 

1.2.3 Prüfungen (§ 12 Nr. 6 und 7; § 13) 

Hinsichtlich der Prüfungsstatistik folgte das Statisti- 
sche Bundesamt den Empfehlungen des Ausschusses, 
zur Vorbereitung einer individualisierten Prüfungs- 
statistik eine Befragung der Prüfungsämter durchzu- 
führen. Der Ausschuß empfahl, die individualisierte 
Prüfungsstatistik ab 1975 einzuführen; erste Ergeb- 
nisse aus dieser Statistik sind im Winter 1976/77 zu 
erwarten (9. Sitzung, 11. Oktober 1974). 
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Erhebung der Prüfungsämter 

Stand der Datenlieferung (Magnetbänder) an das Statistische Bundesamt 

bis 30. November 1975 


Land 

Sommersemester/Wintersemester 

WS 

1972/73 

SS 

1973 

WS 

1973/74 

SS 

1974 

WS 

1974/75 

Schleswig-Holstein 

XXX 

X 

X 

X 

X 

Hamburg 

X 

X 

X 

X , 

X 

Niedersachsen 






Bremen *) 

X 

X 

X 

X 

X 

Nordrhein-Westfalen i 

X 

X 

X 

X 

X 

Hessen 2 ) 


X 

X 



Rheinland-Pfalz 

X 

X 

X 

X 

X 

Baden-Württemberg 

X 

X 




Bayern 

X 

X 

X 

X 

X 

Saarland 






Berlin (West) 

X 

X 





h Daten liegen in Form von Erhebungsbogen vor. 

2 ) Manuelle Aufstellungen { 


1.2.4 Personal (§§ 7 und 8) 

Bei der Statistik des Personals hat das Statistische 
Bundesamt die Empfehlungen des Ausschusses da- 
hin gehend konkretisiert, daß das ursprünglich sehr 
umfangreiche Konzept, das von der Annahme com- 
putergestützter Personalverwaltungssysteme in den 


Hochschulen ausging, durchgreifend überarbeitet 
und gekürzt wurde. Für 1976 ist eine Probeerhebung 
vorgesehen. Die Einführung der individualisierten 
Personalstatistik im gesamten Bundesgebiet ist für 
1977 geplant. Bis dahin wird die derzeitige Kollek- 
tiverhebung weitergeführt. 


Personal- und Raumbestandserhebung an Hochschulen 1974 

Stand der Datenlieferung an das Statistische Bundesamt bis 30. November 1975 
(vereinbart ist die Lieferung von Magnetbändern und Tabellen) 


Land 

Personal im Hochschulbereich 

2. Oktober 1974 

Raumbestand der Hochschulen 
1974 

Magnetband | 

Tabellen 

Magnetband | 

Tabellen 

Schleswig-Holstein 

X 

X 

X 

X 

Hamburg 





Niedersachsen 





Bremen 

X 

X 



Nordrhein-Westfalen 

X 

X 

X 

X 

Hessen 



X 

X 

Rheinland-Pfalz 

X 

X 

X 

X 

Baden-Württemberg 

X 

X 

X 

X 

Bayern 

X 

X 

X 

X 

Saarland 

X 

X 



Berlin (West) 

X 

X 
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1.2.5 Grundstücke, Gebäude, Räume (§ 12 Nr. 5) 

Bei der Realisierung der Raumbestandsstatistik 
folgte das Statistische Bundesamt weitgehend den 
Empfehlungen des Ausschusses aus der 1. Berichts- 
periode, die Daten der Raumbestandsstatistik aus 
der Raumbestandserhebung des Wissenschaftsrates 
zu übernehmen (8. Sitzung, 21. Juni 1974). 

Die bei der Übernahme der Daten aufgetretenen 
Schwierigkeiten konnten inzwischen überwunden 
werden, so daß nach Ergänzung der Datenbestände 
durch die Erhebung im Jahre 1974 gegenwärtig 
Raumbestandsdaten aus dem Jahre 1973 nahezu 
vollständig vorliegen (Stichtag 31. Dezember 1973). 

In der Zwischenzeit ist jedoch deutlich geworden, 
daß die Vergleichbarkeit der Raumbestandsdaten 
nicht gesichert ist, da z. Z. keine einheitlichen Krite- 
rien für die Beantwortung der Frage vorliegen, ( 
welche Flächen in die Erhebung mit einzubeziehen 
sind. Das Statistische Bundesamt hat daher im Ein- 
vernehmen mit den Statistischen Landesämtern auf 
Vorschlag des Ausschusses folgendes veranlaßt: 

— Maßnahmen zur Sicherung der Vergleichbarkeit 
von Raumbestandsdaten; 

— Maßnahmen um sicherzustellen, daß diese Stati- 
stik für die Rahmenplanung Verwendung finden 
kann; 

— gegebenenfalls durch Beschränkung des Daten- 
umfanges eine Beschleunigung der Datenliefe- 
rung zu ermöglichen (9. Sitzung, 11. Oktober 
1974). 

1.2.6 Kosten und Finanzen (§12 Nr. 8) 

Eine Erhebung über Hochschulfinanzen nach dem 
Hochschulstatistikgesetz fand erstmals für das Haus- 
haltsjahr 1971 als Probeerhebung an sieben Univer- 
sitäten statt. In zwei weiteren Erhebungen für die 
Haushaltsjahre 1972 und 1973 wurde der Berichts- 
kreis auf zuletzt ca. 81 wissenschaftliche Hochschu- 
len einschließlich Hochschulkliniken und 53 sonstige 
Hochschulen erweitert. Als Erhebungsunterlage 
diente jeweils das im Ausschuß für die Hochschul- 
statistik bereits in der ersten Berichtsperiode ver- 
einbarte interimistische Programm für die Hoch- 
schulfinanzstatistik. 

Der Ausschuß empfiehlt, die Statistik der Kosten 
und Finanzen vorerst als Erhebung über fächerbe- 
zogene Einnahmen und Ausgaben fortzuführen, da 
die Einführung einer Kostenrechung im Rahmen der 
Hochschulfinanzen derzeit noch nicht in Angriff ge- 
nommen werden kann (12. Sitzung, 7. November 
1975). 

1.2.7 Empfehlungen zu den übrigen Einzelstatistiken des 
HStatG 

Studienbewerber, Zulassungsbeschränkungen (§ 12, 
Nr. 1 und 3) 

Der Ausschuß empfiehlt dem Statistischen Bundes- 
amt, die bei der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen (ZVS) aufbereiteten Daten für Be- 
werber und Zulassungen in Numerus-clausus-Fä- 
chern zu übernehmen und nach § 12 Nr. 1 und 3 


Beteiligung der Länder an den Erhebungen 
über Hochschulfinanzen ab 1972 *) 


Land 

Univer- 

sitäten 

Ge- 

samt- 

hoch- 

schulen 

andere 

wissen- 

schaft- 

liche 

Hoch- 

schulen 

(ohne 

Klini- 

ken) 

Son- 

stige 

Hoch- 

schulen 

ein- 

schließ- 

lich 

Fach- 

hoch- 

schulen 

Schleswig- 

1972 




Holstein 

1973 


, 

# 


1974 



• 

Hamburg 

1972 





1973 

X 


, 


1974 

X 

X 

X 

Niedersachsen 

1972 

X 

X 

X 


1973 

X 

X 

X 


1974 

X 

X 

X 

Bremen 

1972 

X 

X 

X 


1973 

X 

X 

X 


1974 

X 

X 

X 

Nordrhein- 

1972 

X 

X 

X 1 ) 

Westfalen 

1973 

X 

X 

X 1 ) 


1974 

X 

X 

X 1 ) 

Hessen 

1972 

X 

__ 

X 


1973 

X 

— 

X 


1974 

X 

— 

X 

Rheinland- 

1972 

X 

X 

X 

Pfalz 

1973 

X 

X 

X 


1974 

X 

X 

X 

Baden- 

1972 




Württemberg 

1973 2 ) 

X 

(X) 

. 


1974 

X 

X 

X 

Bayern 

1972 





1973 2 ) 

X 

. 



1 974 2 ) 

X 

X 


Saarland 

1972 2 ) 

X 

X 

X 1 ) 


1 973 2 ) 

X 

X 

X 1 ) 


1974 

X 

X 

X 

Berlin (West) 

1972 

X 

X 

X 1 ) 


1973 

X 

X 

X 1 ) 


1974 

X 

X 

X 


*) Beteiligung 1974 in einigen Ländern noch nicht end- 
gültig festgelegt 

*) ohne Private Fachhochschulen 
2 ) nur Ausgaben 

Zeichenerklärung 
x = Beteiligung vollständig 
(x) = Beteiligung unvollständig 
— = nicht vorhanden 
. “ keine Angaben 
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HStatG bereitzustellen. Damit soll gewährleistet 
werden, daß wenigstens in den Fächern, für die die 
ZVS zuständig ist, entsprechende Daten vorgelegt 
werden können (10. Sitzung, 14. Februar 1975). 

Das ursprüngliche Konzept einer Statistik der Stu- 
dienbewerber mit Erhebungen bei den Hochschulen 
laßt sich wegen der Mehrfachbewerber ohne Dop- 
pelzählung nicht durchführen. Diese Mängel treten 
nicht auf, wenn statt dessen die Unterlagen der Zen- 
tralstelle für die Vergabe von Studienplätzen sta- 
tistisch ausgewertet werden. Der Ausschuß emp- 
fiehlt deshalb, die Erhebung dieses Tatbestan- 
des nach dem Hochschulstatistikgesetz auszusetzen 
und die entsprechenden Daten von der Zentralstelle 
für die Vergabe von Studienplätzen zu übernehmen; 
dabei geht er davon aus, daß in Kürze nahezu alle 
Studienplätze über diese Institution oder eine ent- 
sprechende Einrichtung vergeben werden. 

Studentenwohnheime 

Aufgrund einer Empfehlung des Ausschusses aus 
der 1. Berichtsperiode, aus den Unterlagen der vom 
Deutschen Studentenwerk (Beratungsstelle für 
Wohnheimfragen) 1972 durchgeführten Erhebung 
Daten zu gewinnen, bereitet das Statistische Bundes- 
amt eine Veröffentlichung vor. Das Studentenwerk 
erfaßt z. Z. jährlich die Wohnheimplätze und Wohn- 
heimbauvorhaben. Es beabsichtigt, diese Erhebung 
vorläufig auch weiterzuführen. 

Sonstige Einzelstatistiken des HStatG 

Die nach dem Gesetz angeordneten Statistiken der 
Lehrveranstaltungen und Studienabschlüsse (§§ 9; 
12 Nr. 4) sowie Forschungsdaten des wissenschaft- 
lichen Personals (§§ 7; 16 Nr. 4) wurden im Aus- 
schuß bis jetzt nur im Zusammenhang mit der Stu- 
dentenstatistik (Lehrveranstaltungen), Prüfungssta- 
tistik (Studienabschlüsse) und der Personalstatistik 
(Forschungsdaten) behandelt. Auf eine eigenstän- 
dige Diskussion dieser Teilstatistiken mußte auch in 
der 2. Berichtsperiode verzichtet werden. 

1.2.8 Sonstige Empfehlungen 

Neben Empfehlungen zum Erhebungs- und Aufberei- 
tungsprogramm einzelner Statistiken des Hochschul- 
statistikgesetzes befaßte sich der Ausschuß mit fol- 
genden Fragen: 

— Fächergruppen- und Studienbereichsgliederung 

Die vom Ausschuß in der 8. und 9. Sitzung (21. Juni 
und 11. Oktober 1974) behandelte Fächergruppen- 


und Studienbereichsgliederung wird in der amtli- 
chen Hochschulstatistik zunächst für die Tabellen- 
programme der Studenten und der Prüfungsstatistik 
übernommen. Die Gliederung soll in weiteren Be- 
reichen eingesetzt werden, sobald im studentischen 
Bereich praktische Erfahrungen mit ihr vorliegen. 

Der Ausschuß hält eine weitere Klärung der Nomen- 
klatur- und Schlüsselprobleme für erforderlich, ins- 
besondere im Hinblick auf die Verwendung einheit- 
licher oder kompatibler Systematiken in den ver- 
schiedenen Hochschulstatistiken sowie hinsichtlich 
der institutioneilen Einheiten (z. B. in der Finanz- 
statistik und ZVS-Erhebungen). 

— - Auf Initiative des Ausschusses in der 8. Sitzung 
(21. Juni 1974) wurde ein Entwurf eines Studien- 
gangschlüssels vorbereitet. 

Damit soll die oben genannte Studienbereichsglie- 
derung als inhaltliche Gliederung für Tabellenpro- 
gramme durch eine detaillierte Klassifikation analog 
den Studienfächern ergänzt werden, und es wird die 
Rechtslage berücksichtigt, wie sie sich aus den Hoch- 
schulgesetzen der Länder sowie dem Staatsvertrag 
zur zentralen Verteilung von Studienplätzen ergibt, 
nach dem die Zulassung zum Studium für Studien- 
gänge und nicht mehr für Fachbereiche erfolgt. 

— Der Ausschuß kommt nach Erörterung des der- 
zeitigen Standes der Weiterbildungsstatistik in 
seiner 7. Sitzung (14. Dezember 1973) zu der Auf- 
fassung, daß eine Abstimmung zwischen dem 
Hochschulstatistikgesetz und der geplanten ge- 
setzlichen Grundlage für eine Weiterbildungs- 
statistik erforderlich wird. 

Insbesondere sollten hier Ergebnisse der Probeerhe- 
bung für eine Weiterbildungsstatistik des Bundes 
herangezogen werden, die gegenwärtig vom Statisti- 
schen Landesamt in Baden-Württemberg im Auf- 
träge des BMBW durchgeführt werden. 

— Personalaufwand zur Verwirklichung des Hoch- 
schulstatistikgesetzes. 

Der Ausschuß hat sich im Anschluß an seine Ausfüh- 
rungen zur Personalsituation der Hochschulen im 
1. Bericht mehrfach mit der Frage einer verbesserten 
Stellenausstattung der amtlichen Statistik befaßt, 
ohne dazu noch weitere ausdrückliche Empfehlun- 
gen abzugeben. Die Berichte des Statistischen Bun- 
desamtes und der Statistischen Landesämter über 
ihre Bemühungen um eine Verbesserung der Perso- 
nalsituation zeigen einige Teilerfolge. 


III. Kritische Stellungnahme und Vorschläge 


1 Überblick und grundsätzliche Schwierigkeiten 

Das Hochschulstatistikgesetz wurde aus der berech- 
tigten Sorge erlassen, daß die anstehenden planeri- 


schen und Verwaltungsaufgaben einer besseren Ab- 
sicherung durch qualifizierte Daten aus dem und 
über den Hochschulbereich bedürfen. Der Hochschul- 
bereich steht jetzt vor der Aufgabe, daß bei steigen- 
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den Studienberechtigten- und Studentenzahlen zu- 
nehmend planerische und statistische Probleme be- 
wältigt werden müssen. Insbesondere hier zeigt sich, 
daß die Bedeutung einer funktionsfähigen Hoch- 
schulstatistik gegenüber der vorangegangenen Be- 
richtsperiode noch gewachsen ist. Dies gilt sowohl 
hinsichtlich der von den zentralen Planungsgremien 
gestellten Anforderungen nach aktuellen Informa- 
tionen als auch hinsichtlich der Ermittlung der Hoch- 
schulkapazitäten. 

Für diese Fragestellungen reicht der derzeitige Stand 
der Realisierung des Hochschulstatistikgesetzes 
nicht aus. Es stellt sich darüber hinaus die Frage, ob 
überhaupt das Problem der Nutzung der Hochschul- 
kapazitäten mit Hilfe zentral zusammengeführter 
Daten gelöst werden kann. Der Ausschuß für die 
Hochschulstatistik hat sich deshalb kritisch mit dem 
Hochschulstatistikgesetz befaßt, um die Möglichkei- 
ten zu prüfen, das für Planungsaufgaben wichtige 
Datenmaterial aktueller und gezielter auf den Be- 
darf der Planungsinstitutionen zugeschnitten bereit- 
zustellen, auch unter Inkaufnahme einer gewissen 
Ungenauigkeit und Unvollständigkeit der Daten 
(vgl. Ziffer III. 3.). 

Weitere Schwierigkeiten ergeben sich auch aus dem 
umfangreichen und unterschiedlichen Datenbedarf 
von Hochschulen, Ländern und Bund. Dieser sich aus 
statistischen, planerischen und Verwaltungsaufga- 
ben ergebende Datenbedarf kann mit den üblichen 
statistischen Instrumenten und Verfahren allein 
kaum mehr bewältigt werden. 

Die aufgetretenen Schwierigkeiten lassen sich nicht 
ausschließlich durch eine Änderung des Gesetzes 
überwinden. Darüber hinaus müßte das Erhebungs- 
und Aufbereitungsprogramm der Hochschulstatistik 
so gestaltet werden, daß es sowohl den planungsbe- 
zogenen als auch den verwaltungsmäßigen Informa- 
tionswünschen besser Rechnung trägt. Ferner wäre 
dabei zu berücksichtigen, daß nicht nur längerfristi- 
ge, relativ konstante Informationswünsche befrie- 
digt werden, sondern auch unvorhersehbare, kurz- 
fristig auftretende Datenbedürfnisse abzudecken 
sind. 

Schließlich gerät die amtliche Statistik dadurch in 
einen Engpaß, daß es bei gesetzlich angeordneten 
Statistiken keine Maßstäbe für die notwendige Prio- 
ritätensetzung nach aktuellen und politischen 
Schwerpunkten gibt. Auch in diesem Bereich haben 
sich bis jetzt die Sorgen des Ausschusses, die ja im 
ersten Bericht zum Ausdruck gebracht wurden, be- 
wahrheitet. Der Ausschuß verfolgt deshalb die ihm 
bekanntgewordenen Initiativen der Bundesregie- 
rung und des Bundesrates mit großem Interesse. Er 
hält für erforderlich, daß die nachfolgenden Vor- 
schläge des sachverständigen Hochschulstatistikaus- 
schusses für evtl. Einsparungen in der Hochschul- 
statistik bei den weiteren Beratungen der zuständi- 
gen Bundes- und Ländergremien zur Straffung des 
Aufgabenprogramms der Bundesstatistik berücksich- 
tigt werden mit der Maßgabe, daß damit der Hoch- 
schulstatistik künftig die notwendige Priorität ein- 
geräumt wird. 


2 Kritische Stellungnahme 

2.1 Priorität der Studentenstatistik 

Der Ausschuß für die Hochschulstatistik ist einhellig 
der Auffassung, daß jetzt — ohne Beeinträchtigung 
der übrigen Hochschulstatistiken — die Studenten- 
statistik auf einen zeitgerechten Stand gebracht wer- 
den muß. Statistisches Bundesamt und Statistische 
Landesämter sind aufgefordert worden, alle notwen- 
digen Voraussetzungen zu schaffen, um aktuelle sta- 
tistische Daten aus dem Studentenbereich bereitzu- 
stellen. 

2.2 Finanzielle Probleme 

Nachdem im ersten Bericht darauf hingewiesen 
wurde, daß einige Gründe für den schleppenden 
Vollzug des Hochschulstatistikgesetzes unter ande- 
rem darin liegen, daß man bereits bei der Befriedi- 
gung der dringendsten Informationswünsche an die 
finanziellen Grenzen geraten ist, konnte der Aus- 
schuß in der Zwischenzeit feststellen, daß gewisse 
finanzielle Verbesserungen eingetreten sind. 

2.3 Aktualisierung der Hochschulstatistik 

Eine besondere Schwierigkeit der amtlichen Hoch- 
schulstatistik besteht darin, daß es zu erheblichen 
Verzögerungen in der Bereitstellung bundeseinheit- 
licher Statistiken kommt, obwohl der größte Teil 
der Daten vorliegt. Fehlt nur eine Hochschule eines 
Landes, fehlt damit ein ganzes Land in der Bundes- 
statistik, d. h. es gibt keine Ergebnisse für die bun- 
deseinheitliche amtliche Hochschulstatistik. In die- 
sem „Geleitzugprinzip" verbunden mit dem Voll- 
ständigkeitsanspruch liegt eine der wesentlichen Ur- 
sachen für das Fehlen eines amtlichen bundesein- 
heitlichen Ergebnisses der Studentenstatistik seit 
dem Sommersemester 1972. 

Eine grundsätzliche Verbesserung dieser Situation 
setzt eine Angleichung der Leistungsfähigkeit ein- 
zelner Hochschulen in der Datenlieferung und eini- 
ger statistischer Landesämter in der Datenaufberei- 
tung voraus. Weitere rasch wirksame Maßnahmen 
könnten darin bestehen, Vorwegaufbereitungen vor- 
zunehmen und schon vorliegende Teilergebnisse zu 
einem Gesamtergebnis hochzurechnen (vgl. Ziffer 
III. 3.1 dieses Berichtes). Bei den Vorwegauswertun- 
gen könnten gewisse methodische Vereinfachungen 
hinsichtlich der Daten zugunsten einer aktuellen 
Berichterstattung, wie z. B. für die Anmeldung zum 
Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsge- 
setz in Kauf genommen werden. 

2.4 Datenaufbereitung und Auswertung 

Ein weiterer kritischer Punkt bei der Realisierung 
des Hochschulstatistikgesetzes besteht in der inte- 
grierten Datengewinnung für alle Ebenen der Hoch- 
schulplanung und -Verwaltung. Die Vorteile dieses 
Verfahrens besonders im Hinblick auf Wirtschaft- 
lichkeit der Datengewinnung und Qualität der Da- 
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ten liegen auf der Hand. Andererseits ist jedoch 
festzuhalten, daß ein beträchtlicher Teil der Zeitver- 
zögerungen auf zeitraubende Korrekturen fehler- 
hafter Magnetbänder und auf programm- oder ma- 
schinenbedingte Umsetzungen bei der Datenliefe- 
rung zwischen selbstaufbereitenden Hochschulen 
und Statistischen Landesämtern sowie zwischen den 
Statistischen Landesämtern und dem Statistischen 
Bundesamt zurückzuführen sind. Fehlerquellen lie- 
gen dabei offensichtlich gehäuft in Datenbereichen, 
die nur auf Landes- oder Bundesebene verwendet 
werden, während Daten, die auch auf der Hoch- 
schulebene benutzt werde durch die Meldestellen 
relativ gut geprüft sind und kaum Zeitverzögerun- 
gen — durch die Bearbeitung von Rückfragen u. ä.- — 
verursachen. 

Wesentliche Ursachen für die teilweise erheblichen 
Terminüberschreitungen sind deshalb Schwierigkei- 
ten in der Ablauforganisation, die nur zum Teil die 
Folge von personellen Engpässen oder fehlenden 
Programmier- und Maschinenkapazitäten sind. Eine 
gewisse Rolle spielt auch der Auf- und Ausbau der 
Hochschulen in Verbindung mit der Einrichtung von 
computergestützten Verwaltungssystemen; insofern 
sind Verzögerungsursachen zum Teil auch vorüber- 
gehender Natur. 

Die Aussichten, die Verzögerungsursachen zu besei- 
tigen, sind vor allem dann als ungünstig zu beur- 
teilen, wenn sie außerhalb des unmittelbaren Ein- 
flußbereiches der amtlichen Statistik liegen. Weder 
die Verschiebung von Prioritäten in den außerhalb 
der Zuständigkeit der Statistischen Landesämter be- 
findlichen Rechenzentren oder in den Hochschulen, 
noch eine wesentliche Personalverstärkung dürften 
auf kurze oder mittlere Sicht zu erwarten oder je- 
weils für sich allein geeignet sein, die Situation um- 
fassend zu bereinigen. Es erscheint auch unreali- 
stisch zu erwarten, daß die Landesministerien darauf 
verzichten, von den Hochschulen unmittelbar oder 
über die Statistischen Landesämter gelegentlich Ad- 
hoc-Sondererhebungen oder -aufbereitungen zu ver- 
langen. Auch mangelhafte Datenkorrektur bei den 
Hochschulen ist ein Problem, bedingt zum Teil durch 
das Fehlen ausreichend qualifizierten Personals. Da- 
gegen dürfte die Verwendung inkompatibler Schlüs- 
sel und Bandsätze bei einigen Hochschulen, die 
manchmal zu erheblichen Verzögerungen im maschi- 
nellen Ablauf führt, durch gezieltes Eingreifen der 
Statistischen Ämter auf längere Sicht zu lösen sein. 


3 Vorschläge 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die Diskre- 
panz zwischen Stufenplan (vgl. II. 1 dieses Berich- 
tes) und Stand der Realisierung des Hochschulstati- 
stikgesetzes nicht isoliert auf einen der oben ge- 
nannten kritischen Faktoren zurückgeführt werden 
kann. Weder die Personallage allein, noch fehlende 
Prioritätensetzung, mangelhafte Kooperation und 
Koordination oder ungenügende Differenzierung der 
Erhebungsmerkmale nach Planungsebenen haben, 
jeweils für sich gesehen, den Zeitverzug verursacht. 


Der Ausschuß schlägt deshalb vor, zur Überwindung 
der bestehenden Schwierigkeiten materiell und zeit- 
lich aufeinander abgestimmte Maßnahmen durchzu- 
führen. Dies ist dringend erforderlich, um die Be- 
deutung der Statistik als Informationslieferant für 
Zwecke der Hochschulplanung und -Verwaltung 
nicht zu gefährden. 

Bereits in seinem 1. Bericht hat der Ausschuß nach- 
drücklich darauf hingewiesen, daß Bund und Länder 
im Bereich der amtlichen Hochschulstatistik große 
Anstrengungen unternehmen müssen, um sicherzu- 
stellen, daß der Ansatz des Hochschulstatistikgeset- 
zes für eine bessere Planung und Rationalisierung 
im Hochschulbereich zu sorgen, nicht ad absurdum 
geführt wird. Am Ende der 2. Berichtsperiode hängt 
die Realisierung des Hochschulstatistikgesetzes be- 
trächtlich hinter dem mehrfach revidierten Stufen- 
plan zurück (vgl. II. 1.1 dieses Berichtes), und es ist 
gegenwärtig nicht abzusehen, wie diese zeitliche 
Lücke kurzfristig zu schließen ist. 

Andererseits sieht der Ausschuß keinen Anlaß, den 
Stufenplan inhaltlich zu überarbeiten. Er ist im 
Gegenteil übereinstimmend der Auffassung, daß 
eine inhaltliche Revision des Stufenplanes, z. B. 
durch grundsätzliche Umverteilung der Prioritäten 
für Einzelstatistiken, zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht zweckmäßig wäre. Die Vorschläge des Aus- 
schusses gehen deshalb in die Richtung, die Reali- 
sierung des Hochschulstatistikgesetzes dadurch zu 
erleichtern, daß mehr als bisher auf bereits vorhan- 
dene Daten, z. B. Daten der ZVS zurückgegriffen 
und das Erhebungsprogramm des Hochschul statistik- 
gesetzes überprüft wird. Ferner werden Überlegun- 
gen angestellt, wie durch methodische Maßnahmen, 
wie z. B. Hochrechnung von Teilergebnissen, die 
Datenbereitstellung beschleunigt werden kann. 

3.1 Maßnahmen zur Beschleunigung und 
Vereinfachung 

Der Ausschuß empfiehlt; 

— zur notwendigen Aktualisierung der bundesein- 
heitlichen Hochschulstatistik Vorweglieferungen 
von Eckdaten aufzunehmen, 

— den Berichtsweg zwischen Hochschulen und Sta- 
tistischen Landesämtern — soweit das nicht schon 
geschehen ist — stärker zu personalisieren, in- 
dem jede Hochschule einen verantwortlichen 
Statistikbeauftragen benennt; dadurch können 
auftretende Sachfragen oder Lieferverzögerungen 
auf dem Dientsweg wirksamer als bisher geklärt 
werden, 

— methodisch neue Lösugen zur Aktualisierung der 
Daten, wie die Hochrechnung von Teilergebnis- 
sen zu einem vollständigen Bundesergebnis wer- 
den modellhaft versucht. 

3.2 Straffung des Erhebungsprogramms 

Der Ausschuß empfiehlt im Hinblick auf die anzu- 
strebende Priorität der Hochschulstatistik von der 
Ermächtigung des § 16 Gebrauch zu machen bzw. das 
Hochschulstatistikgesetz entsprechend zu ändern. 
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§ 16 

Rechtsverordnungsermächtigung 

Absatz 1 Nummern 1 und 2 laufen: 

(1) Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 

Zustimmung des Bundesrates 

1. anzuordnen, daß einzelne der in den §§ 4 bis 14 
genannten Tatbestände nicht mehr erhoben wer- 
den, wenn die Ergebnisse dieser Erhebungen 
nicht mehr benötigt werden; 

2. anzuordnen, daß einzelne Erhebungen in größe- 
ren oder geringeren als den vorgesehenen Zeit- 
abständen durchzuführen sind, wenn dies für die 
Gewinnung zuverlässiger Ergebnisse ausreicht. 

Der Ausschuß empfiehlt hierbei: 

1. bei der Statistik des technischen, Verwaltungs- 
und sonstigen Personals (§ 8) auf die Erfassung 
der studentischen Hilfskräfte zu verzichten; 

2. für die Statistik der Zulassungsquoten und Zulas- 
sungsbeschränkungen auf die Unterlagen der 
Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
zurückzugreifen ; 

3. auf eigene Erhebungen zur Statistik der abgehal- 
tenen Lehrveranstaltungen sollte verzichtet wer- 
den, wenn vergleichbare Informationen aufgrund 
der Auswertungen anfallen, die im Rahmen der 
Kapazitätsverordnung nach dem Staatsvertrag 
über die Vergabe von Studienplätzen durchge- 
führt werden; 

4. auf die Durchführung einer umfassenden Statistik 
der Grundstücke § 12 Nr. 5 zu verzichten, weil 
aggregierte Daten über diesen Tatbestand für 


die Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau 
von Hochschulen 11 nicht benötigt werden. Es ge- 
nügt, wenn hierüber Angaben bei den einzelnen 
Hochschulen, z. B. in Form von Grundstücks- und 
Gebäudedateien verfügbar sind; 

5. im Rahmen der amtlichen Statistik auf eine zu 
differenzierte Erfassung rein bautechnischer 
Merkmale bei der Raumstatistik (§ 12 Nr. 5) 
ebenso zu verzichten, wie auf eine Erhebung der 
in den Räumen installierten Geräte (Raumausstat- 
tung und Raumnutzung) ; 

6. auf die Statistik der Fernstudienlehrgänge und 
Weiterbildungskurse sowie auf die Statistik der 
Teilnehmer an Weiterbildungskursen kann ver- 
zichtet werden, sofern die im Abschnitt II. 2.8 
erwähnte künftige Weiterbildungsstatistik die- 
sen Bereich abdeckt. Dabei ist sicherzustellen, daß 
Fernstudien-, Aufbau- und Kontaktstudiengänge, 
die (in Vollzeit- oder berufsbegleitender Teilzeit- 
form) nach Aufbau und Abschluß den Studien- 
gängen der Studentenstatistik gleichwertig sind, 
künftig weiterhin von dieser erfaßt werden; 

7. weiterhin erscheint es ausreichend, die Dokto- 
randen im Rahmen der Studenten- und Prüfungs- 
statistik zu erheben und auf die Erhebung sol- 
cher Doktoranden zu verzichten, die nicht mehr 
immatrikuliert sind und sich noch nicht zur Prü- 
fung gemeldet haben; 

8. im neuen Konzept einer nachfrageorientierten 
Erhebung der Studien- und Berufswünsche die 
Befragung auf die Schüler der Abschlußklassen 
der Sekundarstufe II (einschließlich der Fach- 
oberschulabsolventen) zu beschränken und die 
Wiederholung dieser Befragung bei den wehr- 
und zivildienstleistenden Studienberechtigten 
auszusetzen. 


13 



Drucksache 7/4636 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 1 


Gründe für Verzögerungen der Datenlieferung in Hochschulen 
und Statistischen Landesämtern 

Ergebnis einer Umfrage des Statistischen Bundesamtes zur Aktualisierung 

der Studentenstatistik 

(Stand: April 1975) 

Übersicht 1 


Bereich 

Problem 

Verbesserungsmöglichkeiten 

Bemerkungen 

Hochschulen 

Verwaltung 

z. T. Erhebungslücken im 
Fachhochschulbereich 

Immatrikulationsordnung 

ändern 



Datenlieferung 

verspätet, 

ungeprüft, 

fehlerhaft 

Mahnungen; besser direk- 
te Kontakte und intensive 
laufende Beratung 

Kleine Hochschulen sehen 
z. T. den Sinn der Statistik 
nicht ein 


bedingt durch 
Personalmangel 
-fluktuation, 
Unverständnis 
und/oder fehlendes 
Interesse 


Große Hochschulen geben 
ihren eigenen Auswertun- 
gen Vorrang (prüfen nur, 
was sie selbst brauchen) 

Rechenzentren 

(bei selbst aufbereitenden 
Hochschulen) 




a) wie Verwaltung 

s. oben 



b) Fehler und Verzöge- 
rungen durch 

— abweichende Aus- 
rüstung (Maschi- 
nenpark und 
Programme) 

— anderen Datensatz 

Band- und Bandsatz- 

Umsetzungen 

(Anlaufschwierigkeit) 

Mehr Personal/Kapazität 
schaffen 

z. T. Hilfe durch Prüfpro- 
gramme, einheitliche Defi- 
nition usw. von der amt- 
lichen Statistik möglich 


— fehlende Priorität 
der Statistik 



Statistische 

Landesämter 

Fachabteilung 

Personalmangel 

Neue Stellen (evtl. Über- 
tragung von Arbeiten an 
Hochschulen) 

Meist überwundene An- 
laufschwierigkeit, beson- 
ders gravierend bei klei- 
nen StLÄ 
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noch: Übersicht 1 


Bereich 

Problem 

Verbesserungsmöglichkeiten 

Bemerkungen 

Rechenzentren 

oder 

Maschinelle 

Abteilungen 

(soweit selbständig) 

(vgl. unter 

Rechenzentren!) 

Ablochkapazität/ 
Maschinenzeit 
zu knapp 

Verbesserungen nur zum 
Teil möglich: 

— bessere Vorarbeit der 
Hochschulen 

Besonders schwierig, so- 
weit Datenzentrale und 
StLÄ getrennt sind; dann 
kaum Einwirkung auf Ar- 
beitspläne und Termine 
möglich 


Arbeitsplan von anderen 
Prioritäten bestimmt 

— Programme nicht zu 
oft ändern 



Korrekturarbeiten dauern 
zu lange (Verzögerung z. 
T. Jahre!) 

— bessere Termin- 
abstimmung 



Hauptsorge der kleinen 
Ämter 




1. Personalmangel 

„Amtshilfe" von anderen 
Ämtern, 



2. EDV-Kapazität 

„Amtshilfe" von 
Hochschulen 



Hauptsorge der größeren 
Ämter: 




1. Fehlerhafte Daten, un- 
einheitliche Bandsätze 
der selbst aufbereiten- 
den Hochschulen 

Ständige Beratung, 
Unterstützung vom StBA 
(Arbeitsunterlagen) 
von den Kultusministerien 
(Terminplanung), 



2. (z. T.) Mängel in der 
Ablaufplanung 
Terminabstimmung mit 
den Datenzentralen 

von der ALK, von den 
Innenministerien 
(gesetzliche Verpflichtun- 
gen stärker zu betonen?) 
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Übersicht 2 


Verzögerungsfaktoren 

Hochschulen 

Statistische Landesämter 

Verwaltung 

Maschinelle 

Daten- 

verarbeitung 

Maschinelle 

Daten- 

verarbeitung/ 

Rechenzentrum 

Fachabteilung 

Ablochkapazität 


1 

4 


Prioritäten im Rechenzentrum 


1 

4 


Mangelhafte Datenkorrektur bei 





Hochschulen 

5 

3 



Personalmangel 

1 

3 

4 

4 

Inkompatible Schlüssel und Bandsätze 





(auch zu Verwaltungssystemen) 

2 

4 

5 


Sonderprogramme und -aufbereitungen . 

1 

1 

3 

2 


Die Zahlen geben an, von wie vielen StLÄ der jeweilige Verzögerungsfaktor angeführt wurde. 
Schrägstrich: Fragestellung trifft nicht zu. 
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Anlage 2 


Verzeichnis der Mitglieder des Ausschusses für die Hochschulstatistik 
und deren ständigen Vertreter 

(Stand: 1. Dezember 1975) 


Vorsitzender: Dr. Hubert Braun 

1. Vertreter: Dr. Schuster (bis 14. Dezember 1975) 

Prof. Dr. Herbert Gülicher (ab 15. Dezember 1975) 

2. Vertreter: Alfred Heim 


Dienststelle 

Ort 

Mitglied 

Ständiger Vertreter 

1. Statistisches Bundesamt 

Wiesbaden 

Dr. Hildegard Bartels 

Dr. Karl Schwarz 

2. Bundesministerien 

Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft 

Bonn 

Dr. Elmar Freund 

Albert K. Wetzel 

Bundesministerium der 

Finanzen 

Bonn-Bad Godesberg 

Dr. Egon Neuthinger 

Otto Bittner 

Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit .... 

Bonn-Bad Godesberg 

Dr. Wilhelm Bangert 

Thea Krämer 

3. Für die Hochschulen zu- 
ständige oberste Landesbe- 
hörden 

Kultusministerium 

Baden-Württemberg 

Stuttgart 

Dr. Gerhard Schaaf 

Karl-Heinz 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus . . 

München 

Dr. Wolfgang 

Kammerlohr 

Klaus Espe 

Senator für Wissenschaft und 
Kunst 

Berlin 

Bergmann 

Peter Alex 

Dr. Konrad Schmittlein 

Wolfgang Eckey 

Senator für Bildung, Wissen- 
schaft und Kunst 

Bremen 

Günter Pagel 

Detlef Pietzsch 

Behörde für Wissenschaft und 
Kunst — Hochschulamt — . . 

Hamburg 

Dr. Hubert Braun 

Günther Rothschedl 

Hessisches Kultusministerium 

Wiesbaden 

Herbert Wolf 

Reinhard Glimmann 

Niedersächsisches Ministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

Hannover 

Reiner Hoth 

N. N. 

Ministerium für Wissenschaft 
und Forschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Düsseldorf 

Dr. Marianne 

Dr. Wilhelm Wigge 

Kultusministerium Rheinland- 
Pfalz 

Mainz 

Landscheid 

Ingeborg Wagner 

Dr. Peter Großkreuz 

Ministerium für Kultus, Bil- 
dung und Sport des Saar- 
landes 

Saarbrücken 

Hartmut Huber 

Wolfgang Marx 


17 



Drucksache 7/4636 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Dienststelle 

Ort 

Mitglied 

Ständiger Vertreter 

Kultusministerium des Landes 
Schleswig-Holstein 

Kiel 

Wolfgang Neumaier 

Gerda Ehlers 

4. Wissenschaftsrat und Deut- 
scher Bildungsrat 




Wissenschaftsrat 

Köln-Marienburg 

Alfred Heim 

Heidi Wallenfang 

Deutscher Bildungsrat 

Bonn-Bad Godesberg 

Dr. Franz Letzelter 

N. N. 

5. Vertreter der Hochschulen 


Prof. Dr. Herbert 
Gülicher 

Joachim Hoffmann 

Dr. Wolfgang Kalischer 
Gerhard Kath 

Prof. Dr. Paul Meimberg 
Dr. Hermann Josef 
Schuster 

N. N. 

, Günther Matzke 
| Gerhard Brockmann 
Peter Gerken 

Dr. Wolfgang Kalischer 
Gert Elstermann 

6. Vertreter wissenschaft- 
licher Einrichtungen 




Arbeitsgruppe Standort- 
forschung 

Hannover 

Dr. Wolfram Grohs 

N. N. 

Hochschul-Informations- 
System GmbH 

Hannover 

Dr. Waldemar Krönig 

Ludwig Heck 

Ulrich Meindl 

Zentralarchiv für Hochschul- 
bau 

Stuttgart 

Ulrich Hempel 

7. Statistische landesämter 

Statistisches Landesamt 

Baden-Württemberg 

Stuttgart 






Bayerisches Statistisches 
Landesamt 

München 



Statistisches Landesamt 

Berlin 

Berlin 



Statistisches Landesamt 

Bremen 

Bremen 



Statistisches Landesamt 

Hamburg 

Hamburg 






Hessisches Statistisches 

Landesamt 

Wiesbaden 



Niedersächsisches Landesver- 
waltungsamt — Statistik — . 

Hannover 
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Dienststelle 

Ort 

Mitglied 

Ständiger Vertreter 

Landesamt für Datenverarbei- 




tung und Statistik 




Nordrhein-Westfalen 

Düsseldorf 



Statistisches Landesamt 




Rheinland-Pfalz 

Bad Ems 



Statistisches Amt des 




Saarlandes 

Saarbrücken 



Statistisches Landesamt 




Schleswig-Holstein 

Kiel 
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